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j Bcylaqe zum Anzeige - Blair ,
enthaltend die Verordnungen .

l̂ ro. 43 . Samstag den 15 . December 1838.

' Verordnungen .

Nro . 29071 . Den Vollzug des Gesetzes über die Breite der Radfelgen betreffend .
Da das Gesetz vom 3 . August 1837 - (Reg . Bit Nro . 29 . ) mik dem 1 . Januar 1839 in Kraft

treten soll , wird solches wiederholt bekannt gemacht und die dazu gehörige Vollzugsverordnung vom

30 . v . M . beigefügk :
Zugleich werden die Großherzoglichen Ober , und Bezirksämter beauftragt , diese» Gesetz und die

dazu gehörige BollzugSverordnung gehörig zu handhaben und die ihnen hievon zugesendet werdende

Placate an den Gemeindehäusern der an Straßen gelegenen Orte , so wie in den von Frachtfuhrleuten
besucht werdenden WirthShäusern anheften zu lassen .

Rastatt den 10 . Dezember 1838 .
Großb . Regierung de » Mittel - Rheinkreise « .

Frhr . v . Rüdt . v6t . Rost

Gesetz über die Breite der Radfelgen von Frachtfuhrwerken .
Art . I . Di « Radfelgen der Frachtn - uhrn -erkr , » rlchr grn -erb « inäßtg benutze werden und der zum

Transport von Personen und Waaren bestimmten Postwagen sollen auf den Straßen de» Großher «

zoglhum » mindestens folgende Breite haben :
I . Bei zweirädrigen Frachtfuhrwerken : Zoll Linien .

1 ) mit einer Bespannung von einem oder zwei Zugthieren . . 3 5
2 ) „ „ . , „ drei oder vier „ . . . . . . . 5 3

H . Bei vierrädrigen Frachlfuhrwerken :
1 ) mit einer Bespannung von drei bis vier Zugthieren . 3 5
2 ) „ „ „ „ fünf bi« acht „ 5 3

III . Bei Postwagen zum Personen oder WaarenkranSport . 2 2
Art . 2 . Bei Fuhrwerken , die aus andern Vereinsstaaten kommen , soll an der vorgeschriebenen

Rodfelgenbreite ein Minderbetrag von höchsten « anderthalb Linien gestattet sein .
Art . 3 . In keinem Falle sollen Fuhrwerke irgend einer Art , wenn sie zweirädrig sind , mit

mehr als vier , oder wenn sie vierrädrig sind, mit mehr als acht Zugthieren bespannt werden .
Art . 4 . Ausgenommen von den Bestimmungen de« vorhergehenden Artikels sind :

1 ) Fuhrwerkt , auf welchen sehr schwere und zugleich untheUbare Gegenstände verführt werden ;
2 ) Alle Gattungen von Fuhrwerk hinsichtlich de« Vorspanns bei der Fahrt über Steigen und bei

unwegsamer Straße in Folge vorübergehender besonderer Umstände oder bei zufälligem Eintreten
von gehörig bescheinigten Umständen , welche ausserordentlicher Weise einen Vorspann nöthig machen .

Art . 5 . Die Regierung ist ermächtigt , die Vorschriften der Art . 1 und 3 . aus einzelne » be¬
stimmten Straßenzügen , wen « sie es im Interesse de« Verkehrs zweckmäßig findet , ausser Anwendung
zu setzen .

Art . 6 . Bei allen Fuhrwerken ohne Unterschied welche auf Staatsstraßen gebraucht werden ,
müssen die Rathbesihläge so beschaffen sein :

1) daß sie eine eben, Oberfläche bilden und
2 ) daß die Köpfe der Radnägel oder Schrauben nicht vorstehen .

Radbeschläge , deren Oberfläche nur durch den Gebrauch an den Kanten abgenutzt ist , dürfen
jedoch forthin benutzt werden .



Art . 7 . Eine Ausnahme von der Bestimmung deS vorhergehenden Art . 6 . Nro . 2 . tritt für
den Fall ein , da da- Fahren zur Zeit des Glatteises den Gebrauch von Radfelgen mit vorstehende «
Nägeln oder Schrauben als nothwendig erheischt .

Art 8 . Die Führer von Frachtfuhrwerken , deren Räder die im Art . 1 . vorgeschriebene Breite
nicht haben , bezahlen für jede bereit - zurückgelegke und jede noch zurückzulegende ' Stunde Wegs von
jedem Stück der Bespannung eine Strafe von vier Kreuzern , nebst einer dem Anzeiger zufallenden
Anzeigegebühr von einem Gulden dreißig Kreuzer .

Art . 9 . Die Führer solcher Fuhrwerke verfallen ferner :
1) in eine Strafe von einem halben Kreuzern von jedem Stück der Bespannung für jede zurückge -

legte und jede noch zurückzulegende Stunde Weg - , wenn die Radnägel oder Schrauben vorsteheu , und
2 ) in eine gleiche Strafe von einem halben Kreuzer von jedem Stück der Bespannung für jede

zurückgelegte und jede noch zurückzulegende Stunde Weg - , wenn die Radbeschläge keine ebene
Oberfläche bilden .

Der Bestrafte hat überdieß eine dem Anzeiger zufallende Anzeigegebühr von einem Gulden dreißig
Kreuzer zu zahlen .

Art . 10 . In die eine oder die andere » oder in beide der im vorhergehenden Artikel gedachten
Strafen verfallen unter den nemlichen Voraussetzungen auch die Führer aller andere im Art . 1 . nicht
begriffenen Fuhrwerke .

Art . 11 . Die in
'
den vorhergehenden Artikeln 8 , 9 und 10 gedrohten Strafen treten auch dann

ein , wenn an einem Fuhrwerke auch nur an einem Rade die im Art . 1 . vorgeschriebene Breite , oder
die im Art . 6 . Nro . 1 und 2 geforderte Beschaffenheit des Radbeschläg - fehlt .

Art . 12 . Wer tnehr Zugthiere angespannt hat , als der Act . 3 . gestattet , verfällt neben der
nach den vorhergehenden Artikeln etwa verwirkten Strafe in jedem einzelnen Uebertretungsfalle in eine
Strafe von 3 fl . (drei Gulden ) für jedes der zu viel angespannten Zugthiere , wovon ein Drittel dem
Anzeiger al - Anzeigegebühr zufällt .

Art . 13 . Die zur Anzeige kommenden Uebertrctungen de- gegenwärtigen Gesetze- untersucht
der Bürgermeister des Ort - , in welchem dix Anzeige gemacht wird , und erkennt darüber in erster
Instanz .

Der Rekurs gegen dessen Erkenntniß geht an da - ihm Vorgesetzte Bezirksamt , welches in letzter
Instanz entscheidet .

Die Strafen fallen der Staatskasse zu.
Art . 14 . Gegenwärtiges Gesetz tritt mit dem 1 . Januar 1839 in Kraft .

Gegeben in Unserm Staat - Ministerium zu Karlsruhe den 3 . August 1837 . ,

Winter .

Leopold .
Auf höchsten Befehl Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs i

Büchler .

Bollzugsverordnung .

H . Ir Die Localpolizeidiener , Gendarmen , Grenzaufseher, Steuerauffehec und das beim Straßen¬
bau angestellte Personal haben die genaue Befolgung der in diesem Gesetz enthaltenen Bestimmun¬

gen gehörig zu übermachen und alle zu ihrer Kennlniß kommenden Uebertretungen zur Anzeige zu
bringen .

§ . 2 . Ueber jeden zur Anzeige kommenden Fall hat der Bürgermeister de - Ort - ein Protokoll

aufzunehmen , welche« ganz kurz den Thatbestand und das Erkenntniß enthalt .
Der Straffällige hat für diese- Protokoll und den in dessen Folge an da - Bezirksamt zu erstat¬

tenden Bericht die nach tz. 6 . lit . d . der Verordnung vom 26 . Okt . 1835 R . B . Nro . 53 . vorgeschrie -
benen Gebühr von 26 kr . zu erlegen .

tz. 3 . Der Bürgermeister erhebt di « verwirkte Strafe , die gesetzliche Anzeigegebuhr und die Pro -
tokollqebühr sogleich, liefert die beiden letzter« denjenigen aus , denen sie zukommen , und bewahrt den
Strafbelrag auf , bis er vom Ortserheber einverlangt wird .

Das Protokoll legt er berichtlich dem Amte vor , welche« die verwirkte Straf « in das Gportel -
register aufzunehmen hak.



§ . 4 . Der Anzeiger hat von jedem Straferkenntniß, unter Angabe des Strafbetrags , dem Acck-
ftr (Sportclerheber ) des OrtS Anzeige zu machen, damit dieser den Betrag als beim Bürgermeister er-
hebbar einstweilen vormerke.

§ . 5. Ueber die bezahlte Strafe hat der Bürgermeister dem Straffälligen einen mit dem Ge-
meindesiegel versehenen Schein auszufertigen , der ihm zugleich als Legitimation zur Fortsetzung seiner
Reise dienen kann .

Dieser Schein muß daher genau enthalten :
1 ) für welche Gesetzesübertretung die Strafe bezahlt wurde ;
2) für wie viel Stunden bereits zurückgelegten Weg» ;
3) für wie viel Stunden noch zurückzulegenden Weg» und zwar wrlchen bestimmten Weg ;
4) für wie viel Stück Bespannung.

tz. 6. Ein etwaiger Rekurs muß sogleich bei Eröffnung des Erkenntnisses angezeigt und wenn
er nicht verfallen soll, innerhalb 8 Tagen ausgeführt werden . Aber auch dießfallS ist die Strafe , An-
zeigs - und Protokollgebühr sogleich baar zu hinterlegen , oder für dieselben ein annehmbarer Bürge
zu stellen .

Karlsruhe den 30. November 1838.
Ministerium des Innern .

N e b e n i u s . Eisenlo hr .

Nro . 28531 . Die Bezahlung des Postportos bei den Aemtern betreffend.

In Gemäßheit Erlasse- Großh . Ministeriums des Innern vom 9. November d . I . Nr. 11629 '
wird in Bezug auf die am Schluffe der in diesseitiger Entschließung vom 4 . Sept. d . I . Nr. 20706 '
(Verordnungsblatt vom 19. September d . I . Nro . 35 .i onebote -n »» i8-m «rku»g hi »mit angeorbnet,
d » ß überall , Ivo die Bereinigung der Rubriken „ Taxen , Sporteln , Stempel und Postporto " in der
Rubrick „ Gefälle" in den amtlichen Exhibitenprotocollen vorgenommen wird, die Portobeträge innerhalb
der Linie anzugeben feien , damit die Prüfung der Sporteljvurnalien, wie seither , ohne Etnstcht der
Acten geschehen kann.

Die Großh . Ober - und Aemtern haben sich hiernach zu achten .
Rastatt den 30 . November 1838.

Großh. Regierung de- MittelrheinkreiseS.
Frhr . v . R ü d t . vckt . Müller .

Bekanntmachungen .

Nro . 28985 . Den Vollzug der Gestütsordnung betreffend.

In Folge Erlasse- der Großh . LandeSgestütSkommission vom 26 . v. M . Nro . 582 . ist es zum
genaueren Vollzug der GestütSordnunq vom 25. März 1836 insbesondere de « § . 22 . derselben nöthig,
daß die Bürgermeister ein Duplikat deS f. g. Beschälregister« für jeden GesiütSort führen , d . h . daß
sie die von dem Landstallmeister angeordnete Paarung der Zuchtstuten mit den ihnen zugetheilten Heng¬
sten in ein Verzeichniß einkragen lassen .

Die Bürgermeister der GestütSorle werden daher beauftragt , dieser Anordnung nach der ihnen
von dem Landstallmeister bei seiner nächsten Bereisung der Befchälstationen mündlich ertheilt werden¬
den Anleitung nachzukommen.

Rastatt den 7 . Dezember 1838.
Großherzogliche Regierung de- MittelrheinkreiseS .

Frhr . v . R ü d k. rdt . Stengel .



102

Eröffnung des Hebammen -Unterkichts zu Heidelberg .

Da der LehrkurS für angehende Hebammen am ersten Februar 1839 seinen Anfang nehmet

wird , so werden die resp . Vorgesetzten Behörden der Amtsbezirke deS MklelrheinkreifeS hievon zu dem Ende

in Kennkniß gesetzt, damit die Verfügung getroffen werde , daß in den Ortschaften , wo Hebammen

fehlen , taugliche Subjekte zur Erlernung der Hebammenkunst gewählt und zum Unterrichte an die

Unterzeichnete Stelle gewiesen werden , wobei man glaubt . den Wunsch nicht unterdrücken zu dürfen ,

daß bestehender hoher Verordnung gemäß , bei der Wahl der Schülerinnen neben dem sittlichen Betragen

vorzüglich auf bje erforderlichen GeisteS - Anlagen und darauf gesehen werde , daß die zu

wählenden Personen nicht über 30 Jahre alt sind .

Heidelberg de« 28 November 1838 .
Der Großherzogliche Vorstand der Hebammenschule .

Nägele .
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